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             Gemeinderatsfraktion Besigheim
Stellungnahme                          
zum Haushaltsplan für das Jahr 2011
Sitzung des Gemeinderates am 25. Januar 2011
(Es gilt das gesprochene Wort)

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren der Stadtverwaltung, liebe Kolleginnen und Kollegen des Gemeinderats,
„Talsohle durchschritten“ – so haben Sie, sehr geehrter Herr Bürgermeister, Ihren Text zur Einbringung dieses Haushaltsentwurfes überschrieben. Einmal mehr – sage ich, trifft diese Aussage zu, denn diese hat schon öfters gepasst und wir haben keinen Zweifel daran, dass die Wellenbewegungen, denen die Entwicklung unserer Finanzen immer schon ausgesetzt war, weiterhin anhalten. Ein  geradezu verlässliches Auf und Ab, dem allerdings in der Zeit, seit das BMU hier mit am Tisch sitzt, noch nie eine Hausse beschert war, die längerfristige Gestaltungsspielräume eröffnet hätte. Und so wird es wohl auch bleiben. Die Hoffnung, dass eine grundlegende Reform der Gemeindefinanzierung eine Verstetigung der Einnahmen mit sich bringt, bleibt dennoch.
Vielleicht verständigen sich die Verantwortlichen in Berlin doch noch darauf, die Gewerbesteuer nicht nur beizubehalten, sondern zu einer kommunalen Wirtschaftssteuer weiterzuentwickeln, um damit die Gemeindefinanzen zu stabilisieren.
Gering ist allerdings die Aussicht darauf, dass der Schuldenberg, vor dem wir stehen, in den nächsten Jahren – ja, Jahrzehnten – abgetragen werden kann. Ich verweise auf die prognostizierten  Zahlen auf Seite 359 des vorliegenden Haushaltsentwurfs.

Wir müssen schon zufrieden sein, wenn es uns gelingt zu verhindern, dass die Schulden noch weiter anwachsen.

Unter der Prämisse der Nachhaltigkeit ist dies eine deprimierende Erkenntnis, denn irgendwann muss wohl irgendwer ganz empfindlich unter dieser Entwicklung leiden.
Fazit hieraus: Es gibt keine Alternative zu dem in den vergangenen Jahren immer restriktiver gefahrenen Einsparkurs, der viele bedauerliche Auswirkungen mit sich bringt. Auswirkungen in sozialer Hinsicht ebenso, wie im kulturellen und investiven Bereich; ganz zu schweigen von Unterlassungen im aktiven Natur- und Umweltschutz. Glücklicherweise wird derzeit manches noch durch ein hohes Maß an ehrenamtlichem und privatem Engagement aufgefangen oder abgemildert.
Dabei ist Deutschland nach wie vor ein reiches Land, oder um es mit den Worten des Stuttgart-21-Schlichters Heiner Geißler zu sagen: „Geld ist genug vorhanden, Geld ist doch da wie Dreck, nicht wahr.“ Es ist nur nicht gerecht verteilt; die viel zitierte Schere zwischen Arm und Reich klafft immer mehr auseinander, wie die alljährlich veröffentlichten Zahlen des Statistischen Bundesamtes und anderer Erhebungen beweisen. Und das ist nicht der Wirtschaft, sondern der Politik geschuldet, die auch zu verantworten hat, dass dem wachsenden privaten Reichtum zunehmende öffentliche Armut gegenübersteht. Vermögenssteuer, Erhöhung der Grunderwerbsteuer …? Von wegen … kurz andiskutiert und dann wieder verworfen. Wir werden eben von einer Koalition für die Vermögenden regiert (Zitat Volker Stich, Beamtenbundschef).
Zurück zu unserem Haushaltsplanentwurf:

So unspektakulär, so nüchtern hat sich in den letzten Jahrzehnten kein Plan präsentiert. Neben den Kosten für unsere Pflichtaufgaben enthält er angestammte Freiwilligkeitsleistungen, die aus sozialer und kultureller Sicht eigentlich eher die Bedeutung von Pflichtausgaben haben. Welche Worte würden die Bürgerinnen und Bürger finden, wenn der Gemeinderat die Schließung des Freibades und der Stadtbücherei beschließen würde?

Ein paar kleinere Positionen wurden in den Ausschüssen hin- und her diskutiert. Hier ging es aber eher um eine den diversen Anliegen Rechnung tragende gerechte Verteilung bescheidener Mittel und nicht um wirklich haushaltsrelevant wirksame Einsparungen. 

An unsinnigen Ausgaben haben wir lediglich zwei Positionen ausgemacht:
Die Verwaltungsspitze und die Mehrheit des Gemeinderats halten leider immer noch an der Realisierung eines Campingplatzes am Neckarufer fest. Nochmals € 7.500,-- werden mit diesem Haushaltsplan gesetzt, so dass sich die Summe der aufgewendeten Planungskosten nunmehr auf zirka € 66.000,-- beläuft.

Ein Vorhaben, das von Anfang an sowohl in ökologischer wie auch in ökonomischer Hinsicht äußerst fragwürdig war und unter anderem auch die Interessen von Landwirtschaft und Weinbau nachteilig tangiert, wurde bis zur Entscheidungsreife vorangetrieben und das 
Prüfungsergebnis der Genehmigungs-behörde steht wohl noch im Laufe des Jahres ins Haus. Egal wie diese Entscheidung ausfällt, wir werden die Einstellung weiterer Finanzmittel auch in den kommenden Haushaltsjahren ablehnen.

Eine weitere unnütze Ausgabe versteckt sich mit € 44.033,-- in der Kreisumlage, wogegen wir uns aus rechtlichen Gründen leider nicht wehren können. Es ist dies unser – zunächst für insgesamt zehn Jahre festgesetzter – jährlich wiederkehrender Beitrag zum Milliarden-Bahnprojekt „Stuttgart 21“, das in noch nie dagewesener Weise die Massen mobilisiert. Dass der Bahnknotenpunkt Stuttgart ebenso wie die Trasse nach Ulm eine grundlegende Modernisierung bzw. Anpassung an die Anforderungen der kommenden Jahrzehnte nötig hat, steht außer Frage. Spätestens seit den Schlichtungsgesprächen wissen wir aber, dass dem mit dem „Konzept K 21“ optimal und kostengünstiger Rechnung getragen werden könnte und uns ärgert daher nicht so sehr die Höhe dieses Betrages, sondern dass dieser für ein nicht zukunftsfähiges Konzept ausgegeben wird. Sollte dieses Projekt gegen alle Vernunft so wie geplant durchgezogen werden, werden sich die Gemeinderäte der Region – und weit darüber hinaus – noch jahrzehntelang mit den Unzulänglichkeiten des Öffentlichen Personennahverkehrs zu beschäftigen haben. Uns Betroffenen an der Basis bleibt nur weiterhin unseren Unmut zum Ausdruck zu bringen und das sollten wir bei jeder sich bietenden Gelegenheit auch tun. 
Wir konnten uns nicht dazu entschließen, es dem Pleidelsheimer Gemeinderat gleich zu tun und hier die Verabschiedung einer Erklärung zu beantragen und auch eine Volksabstimmung zu „Stuttgart 21“ zu fordern. Wir erinnern uns aber an das Wort der Bundeskanzlerin, die die Baden-Württemberger wissen lassen hat, dass sie diese Volksabstimmung in der Landtagswahl am 27. März sieht.
Ein ganz erheblicher Haushaltsposten schlägt durch die Kosten des Kinderbetreuungswesens zu Buche. Allein die Personalkosten in Höhe von nahezu 1,5 Mio. Euro (nur für die städtischen Einrichtungen) sprechen eine deutliche Sprache.
Kaum ein anderer Bereich hat sich in seinen Angebotsstrukturen in wenigen Jahren so sehr verändert, ja,  verändern müssen, wie dieser. Der weiter sukzessiv umzusetzende Rechtsanspruch für die Betreuung von unter dreijährigen Kindern wird ein Übriges tun. Wie so oft, kommen die Vorgaben von „denen da oben“ und für die Umsetzung, insbesondere die damit verbundenen Kosten, sind „wir da unten“ zuständig.

Was wir aber von uns aus dringend tun sollten, ist es zur Lösung der entstandenen und noch entstehenden Probleme konkrete Handlungsfelder und Maßnahmen zu diskutieren und zu definieren. Dies muss die fiskalisch wirksamen und verwaltungstechnischen Fragen ebenso umfassen, wie pädagogische Ansprüche und Vorstellungen. Die drei angestammten Kindergartenträger müssen sich gemeinsam mit den freien Trägern „Kindergarten Zauberwald“ und „Piccolo Paradiso“ mit ihren Angeboten in einem Gesamtkonzept „aus einem Guss“ wiederfinden, das für die betroffenen Eltern transparent ist. Eine allen Einrichtungen übergeordnete fachliche Leitung – auch ein Qualitätsmanagement beinhaltend – sollte unser Ziel sein. 
Damit dieses baldmöglichst entwickelt werden und konkrete Formen annehmen kann, beantragen wir in Klausur zu gehen, in der sich die Träger der Betreuungseinrichtungen gemeinsam mit Vertretern der Gemeinderatsfraktionen beraten. Unserem nicht nur größten, sondern – gesellschaftspolitisch gesehen – wohl auch zukunftsträchtigsten Haushaltsposten sollten wir diese Aufmerksamkeit zuteil werden lassen.
Nachdem bei den Vorberatungen ganz unerwartet ein noch zu verplanender Betrag aufgespürt worden ist, hat sich der Verwaltungsausschuss dafür ausgesprochen, diesen zum großen Teil zur Schuldentilgung heranzuziehen und den Rest für die Ausbesserung der vielleicht nicht ganz so unerwarteten Straßenschäden einzusetzen. Wir gehen diesen grundsätzlich als vernünftig zu bezeichnenden Weg mit, wenngleich wir uns gut vorstellen könnten, diesen Betrag für uns sehr am Herzen liegende Zwecke einzusetzen.

Zum Beispiel:

· dass wir endlich die sich über Jahre hinziehende Sanierung des Friedhofsgebäudes zum Abschluss bringen;

· dass wir das Angebot des Stadtlinienverkehrs verbessern, insbesondere unter dem Aspekt, dass durch die Anbindung des Gebietes Spindelberg nunmehr insgesamt eine Verschlechterung eingetreten ist; 
· dass wir bei der anstehenden Sanierung der Warmwasserbereitung für die Innenduschen des Freibads durch zusätzliche Kollektorflächen den Anteil solar erwärmten Wassers erhöhen.
Diese drei benannten Bereiche wollen wir nicht aus den Augen verlieren und beantragen daher …
· dem Abschluss der Sanierung des Friedhofsgebäudes im Haushaltsplan 2012 absolute Priorität einzuräumen und für die Interimszeit dringend notwendige provisorische Arbeiten vorzunehmen, da der derzeitige Zustand nicht unverändert für auch nur ein bis zwei Jahre akzeptiert werden kann. Wir werden dem Stadtbauamt diesbezüglich eine Mängelliste vorlegen. Die hierfür aufzubringenden Kosten dürften sich nach unserer Schätzung auf maximal 1.500 Euro belaufen.

· das Thema Stadtlinienverkehr noch im ersten Halbjahr 2011 – mit dem Ziel eine Angebotsverbesserung zu erreichen – zur Beratung auf die Tagesordnung zu nehmen. Wir sehen hier die Notwendigkeit eines dritten Busses, da sämtliche in Betracht kommende Optimierungsmöglichkeiten ausgeschöpft sind.  
· im Zuge der genannten Sanierung der Warmwasserbereitung im Freibad die bestehende Solaranlage zu optimieren. Selbst wenn der hierfür erforderliche Betrag die Schuldenreduzierung vermindern würde, wäre dies gerechtfertigt, denn diese Maßnahme würde sich sofort in einer Energieeinsparung auswirken, die sicherlich weit höher läge, als die bei Schuldentilgung zu erwartende Zinsentlastung. Die Prämisse nachhaltigen Wirtschaftens gibt uns insofern diese Handlungsweise vor. Im Übrigen kommt der Stadt hier eine Vorbildfunktion zu. Angesichts dessen, dass privaten Bauherren bei Neubauten der Einsatz erneuerbarer Energien verbindlich vorgeschrieben ist (Gesetz zur Förderung erneuerbarer Energien im Wärmebereich –EEWärmeeG-) sollte dies eine Selbstverständlichkeit sein. 
Zum letztgenannten Punkt merken wir auch an, dass wir es missbilligen, dass die Erneuerung der Uralt-Heizzentrale in der Friedrich-Schelling-Schule weiterhin auf die lange Bank geschoben wird. Eine Modernisierung – wie geplant – mit einem  Holzhackschnitzelheizkraftwerk würde nach unserer Überzeugung in einem solchen Maße Kosten sparen, dass selbst eine Kreditaufnahme hierfür vertretbar wäre.
Neidvoll blicken wir nach Bönnigheim, wo es möglich war, ein mobiles Blockheizkraftwerk zur wechselweisen Versorgung von Schulen und Freibad zu beschließen. Die Idee eines mobilen BHKWs wurde vor Jahren von unserer Besigheimer Lokalen-Agenda-21-Gruppe „Mobilität-Energie-Klima“ geboren … aber wie so oft gilt „der Prophet im eigenen Lande“ nichts.
Bereits im vergangenen Jahr hatte ich an dieser Stelle gesagt, dass Handlungsschritte dieser Art auch in Zeiten leerer Kassen sinnvoll sind, da sie unter den Aspekten Klimaschutz und Ressourceneinsparung Investitionen in die Zukunft darstellen und damit nachhaltig negative Folgen verhindern, bzw. abmildern können.
Erwähnenswert können durchaus auch weitere Dinge sein, die nicht bzw. gerade weil sie nicht im Haushaltsplan stehen. So finden sich keine Planungsraten für neue Baugebiete. Und das ist gut so, denn wir erachten die Wohnbebauung Besigheims im Wesentlichen für abgeschlossen. Die Überbauung weiterer Flächen im Außenbereich wäre aus ökonomischer, demografischer und ökologischer Sicht nicht zu verantworten. Wie weit es mit der Versiegelung unserer Gemarkungsfläche gekommen ist, hat im April des vergangenen Jahres die ARD-Sendereihe „W wie Wissen“ verdeutlich, die ausgerechnet den „schönsten Weinort Deutschlands“ als Negativbeispiel für eine schnell fortschreitende Flächenversiegelung und damit verbundene Landschaftsveränderung herausgestellt hat.
Da aber sicherlich auch in Besigheim noch weiterer Bedarf an Wohnraum besteht, kommt uns die landesweite Initiative „Bauen und Wohnen im Bestand“, die unter der Schirmherrschaft unseres Ministerpräsidenten steht,  sehr gelegen. Diese trägt dem sprunghaft gewachsenen Gewicht der Modernisierung und Anpassung des Bestands innerhalb des Bauwesens Rechnung. Es ist in dieser Stellungnahme nicht der Raum auf Details dieser Initiative einzugehen, weshalb ich auf die Darstellung in der Zeitschrift „DIE GEMEINDE“, Nr. 24/2010 verweisen darf. In dieser Ausgabe finden sich Ausführungen zur Zukunft des Wohnungsbaus, aus denen sich auch Ansatzpunkte für unsere Stadt ergeben. Wir regen hieraus an, alle Baulücken, Brachen und Leerstände im Innenbereich zu erfassen, um beurteilen zu können, welches Potenzial bei uns vorhanden ist. Ggf. könnte hieraus eine „Baulückenbörse“ hervorgehen, die durchaus als Projekt interkommunaler Zusammenarbeit auf der Ebene des Gemeindeverwaltungsverbands entwickelt werden könnte.

Wohl bemerkt – es geht uns hier um Wohnbebauung; Baumaßnahmen zur Verbesserung der Infrastruktur, beispielsweise für die Lebensmittelgrundversorgung in Ottmarsheim, sind hiervon unberührt.

Wir beantragen daher, dieses Thema im Laufe des Jahres auf die Tagesordnung des Gemeinderats zu nehmen und bitten die Stadtverwaltung die Wanderausstellung über die bisherigen Ergebnisse der Initiative „Bauen und Wohnen im Bestand“ hier ins Besigheimer Rathaus zu holen (vgl. Anlage zu diesem Script). 
Gestatten Sie mir noch einen Blick zurück auf das vorangegangene Haushaltsjahr:
Trotz extrem angespannter Finanzlage sind wir doch in einigen Bereichen wieder ein Stück vorangekommen.

Ich denke an die dem Konjunkturförderprogramm zu verdankenden Sanierungsmaßnahmen an unseren Schulgebäuden und auch daran – wenn wir schon bei den Schulen sind –, dass der professionelle Einstieg in die Schulsozialarbeit nun an jeder unserer Besigheimer Schulen geschafft ist. Da Letztgenanntes nur mit Hilfe von Sponsoren und der Evangelischen Kirchengemeinde möglich war, bedanken wir uns an dieser Stelle für diese Unterstützung.
Auch dass mit dem in 2010 gestellten Antrag auf Aufnahme in das Entwicklungsprogramm Ländlicher Raum strukturverbessernde Maßnahmen für Ottmarsheim zu erhoffen sind, sei hier mit Befriedigung erwähnt.

Mit dem derzeit in der Fertigstellung befindlichen Anbau an die Bürgerhalle Ottmarsheim können nun endlich viele Jahre währende Einschränkungen beseitigt werden. 

Das kulturelle Angebot in Besigheim hat unter den knappen Finanzen – nicht zuletzt dank zahlreicher Initiativen von Vereinen und Privatleuten – erfreulicherweise nicht gelitten, sondern es konnten weitere bereichernde Akzente gesetzt werden. Kultur ist – auch in Zeiten der Krise – kein verzichtbarer Luxus. Und wenn sich ehrenamtliche Kulturschaffende – beispielsweise einer Lokalen-Agenda-Gruppe, dem Stadtleitbild oder dem „Wartesaal“ – zu der einen oder anderen gesellschaftspolitisch aktuellen Angelegenheit positionieren, so sollte bei uns allen so viel Toleranz vorhanden sein, dass eventuell aufkommende Gedanken, die Höhe einer weiteren Förderung von politischer Neutralität abhängig zu machen, gleich wieder verworfen werden.
Was unsere mindestens seit dem Jahre 1998 immer wieder vorgetragene Forderung nach einer gesplitteten Abwassergebühr angeht, so haben wir uns in all den Jahren gefragt, weshalb unsere logischen Argumente der Mehrheit dieses Gremiums und auch der Stadtverwaltung nicht vermittelbar waren. Nun hat der Verwaltungsgerichtshof Mannheim im März des vergangenen Jahres Klartext gesprochen und die leidige Diskussion hat ein Ende gefunden. Bereits zum Jahresende 2010 waren in Besigheim alle formalen Voraussetzungen für die Neuberechnung der Abwassergebühren geschaffen. Eine Tatsache, die letztes Jahr um diese Zeit noch niemand zu prognostizieren gewagt hätte.

Ich will unsere Anerkennung für die gute, schnelle und gründliche Arbeit, die in diesem Zusammenhang von den Damen und Herren der Stadtverwaltung geleistet wurde, an dieser Stelle deutlich zum Ausdruck bringen. 
Dem vorliegenden Haushaltsplan stimmen wir zu – und schließen in diese Stellungnahme auch in diesem Jahr wieder den Dank an alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadtverwaltung für die im vergangenen Jahr geleistete Arbeit und das angenehme, vertrauensvolle Miteinander, das wir immer wieder erfahren durften, ein. Wir danken auch allen Kolleginnen und Kollegen, die sich innerhalb des Gremiums um einen fairen und offenen Umgang bemüht haben. Wenn es mal an der Harmonie gefehlt haben sollte, so ist dies unseres Erachtens unerheblich, denn schließlich haben wir uns hier ja nicht aus freien Stücken als Freundeskreis zusammengefunden, sondern der Souverän hat die Besetzung des Ratstisches so bestimmt. Es ist sicherlich nicht Harmonie, die er vorrangig erwartet, sondern uneigennützige Sachlichkeit, Engagement und der Wille, für die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt die bestmöglichen Entscheidungen zu treffen.
Ebenfalls gedankt sei allen Mitbürgerinnen und Mitbürgern, die die Arbeit des Gemeinderats verständnisvoll oder auch mit konstruktiver Kritik begleitet und unterstützt haben. Es ist überdies einmal mehr wichtig zu betonen, dass es sehr wohltuend ist festzustellen, welch hohes ehrenamtliches Engagement von Besigheimer Bürgerinnen und Bürgern erbracht wird, sei es in den Vereinen, den Kirchengemeinden, den gemeinnützigen Verbänden und Organisationen,  der Freiwilligen Feuerwehr, in Institutionen wie der Lokalen Agenda 21, des Stadtleitbildes sowie diversen Arbeitskreisen und Projektgruppen. Sie stellen sich alle den vielfältigen gesamtgesellschaftlichen Herausforderungen und – ich hatte dies eingangs bereits kurz gestreift – machen damit Hoffnung, dass auch mit weniger öffentlichen Mitteln ein funktionierendes Gemeinwesen erhalten werden kann.

So unverständlich wie ungerecht manche auf höchster Ebene getroffene, uns finanziell einschränkende Entscheidungen sein mögen:  „Wutbürger“ können wir in diesem Zusammenhang nicht feststellen. Mitbürgerinnen und Mitbürger, die die Ärmel hochkrempeln und in einem Spektrum, das von Lesepatenschaften für Schüler bis hin zur Begleitung Sterbender in der Sitzwachengruppe des Robert-Breuning-Stiftes reicht, Dienst am Nächsten leisten, haben eine andere Bezeichnung verdient.

Für Ihre/Eure Aufmerksamkeit danke ich Ihnen/Euch.
BMU-Gemeinderatsfraktion Besigheim / 25. Januar 2011
(Helmut Fischer)  (Miriam Staudacher)  (Waldemar Held)  (Andreas Ammer)  (Hansjörg Kollar)
Verteiler:
2 x Verwaltung, 3 x Fraktionsvorsitzende, 5 x BMU-Fraktion, 2 x Presse
